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Feldversuch zum Bedingungslosen Grundeinkommen in Flensburg 
 
 
Antrag: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, sich nachdrücklich für die Durchführung eines Feldversuchs zur 
Erprobung eines ¨Bedingungslosen Grundeinkommens¨ (BGE) in Flensburg bei der Landes-
regierung sowie in Abstimmung mit dieser auch gegenüber dem Bund einzusetzen. 
Der Feldversuch sollte wissenschaftlich begleitet und evaluiert werden. Er sollte mit einer die Ge-
samtbevölkerung repräsentierenden Gruppe durchgeführt werden. Ziel ist, Grundlagen für eine 
mögliche stadt- und langfristig landes-/bundesweite Umsetzung zu generieren.  
Dis Ausgestaltung erfolgt nach Maßgabe des Projekt- und Kostenträgers (Bund, Land) sowie ggf. 
der wissenschaftlichen Begleitung. 
 
Im Zuge des Feldversuchs sind beispielsweise folgende Fragen zu klären: 
 
1.  Welche organisatorischen Veränderungen wären für einen Feldversuch vorzunehmen?  

2.  Unter welchen Voraussetzungen könnte nach einem Auslaufen des Feldversuchs zum bis-
herigen System zurückgekehrt werden?  

3.  Welche Rahmenbedingungen stellt das Land für diesen Versuch?  

4.  Wie will die Landesregierung die Gegenfinanzierung sicherstellen?  

5.  Inwieweit würde ein Bedingungsloses Grundeinkommen zu Einsparungen bei der Stadt 
Flensburg im Bereich der Sozialverwaltung führen bzw. wo ist ggfs. mit Mehrkosten zu 
rechnen? 

 
Die Oberbürgermeisterin wird gebeten, eine Veranstaltung zum Thema BGE in Flensburg durch 
zuführen, um eine stadtweite Diskussion anzustoßen.  
 
Begründung: 
 
Die Beschlussvorlage FA-67/2017 ist am 13.11.2017 in erster Lesung im Sozial- und Gesundheits-
ausschuss beraten worden. Angesichts dabei aufgetretener Fragen hinsichtlich der rechtlichen 
Rahmenbedingungen und Zuständigkeiten wurde die Verwaltung gebeten, diesbezüglich den An-
trag zu überprüfen und ggf. einen alternativen Vorschlag zu unterbreiten. Dies geschieht mit dieser 
Ergänzungsvorlage. 
 
Die Ergänzungsvorlage konkretisiert den beantragten Auftrag an die Verwaltung dahingehend, sich 
bei Land und Bund für die Durchführung des Feldversuchs einzusetzen. Dieser kann nur von dort 
mit dann auch entsprechend gestalteten Rahmenvorgaben initiiert werden. 
Im Übrigen berücksichtigt die Ergänzungsvorlage den Verlauf der Ausschussdiskussion dergestalt, 
dass ein Feldversuch mit einem repräsentativen Teil der Bevölkerung angestrebt wird. 
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Beibehalten wurde mangels dazu erzieltem Konsens die in der Ausschusssitzung kontrovers dis-
kutierte Formulierung „bedingungsloses Grundeinkommen“. 
 
Inhaltlich wird ansonsten auf die Begründung der Basisvorlage FA-67/2017 verwiesen. 
 
 
 
Berichterstattung:  Herr Russ 
 
 
 
 
 
Henning Brüggemann     Maria-Theresia Schlütter 
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